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107. Verordnung: Änderung der Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz.
1 0 8 . Verordnung: Prüfung für den Dienstzweig „Verwaltungshilfsdienst in der Finanzverwaltung".
1 0 9 . Verordnung: Einziehung der Scheidemünzen zu 1 Schilling aus Aluminium.

1 0 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 13. April 1961, mit der die
Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II.

Instanz geändert wird.

Auf Grund der §§ 6, 7 und 17 des Gericht-
lichen Einbringungsgesetzes 1948, BGBl. N r . 109,
in der Fassung des Ar t . II der Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz-Novelle 1949, BGBl. N r . 151,
u n d der Bundesgesetze BGBl. N r . 219/1956 und
BGBl. N r . 308/1960 wird im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Finanzen verordnet :

Der § 216 der Geschäftsordnung für die Ge-
richte I. und II. Instanz (Geo.) in der Fassung
der Verordnung des Bundesministeriums für
Justiz, BGBl. N r . 264/1951, ha t zu lauten:

„§ 216. Z a h l u n g s a u f t r a g .

(1) Soweit für die Einhebung von Geldstrafen,
Verfallsbeträgen, Haftungsbeträgen oder Zehr-
und Ganggeldern der Vollstrecker nichts anderes
best immt ist, ist zur Einhebung aller Beträge,
die nach den Bestimmungen des GEG. 1948 ein-
zubringen sind, der Zahlungsauftrag GeoForm.
N r . 50 zu verwenden. Der Zahlungsauftrag ha t
die Bezeichnung der Rechtssache, Namen , Beruf
und Anschrift (Bezeichnung und Sitz) des
Zahlungspflichtigen, die H ö h e des einzubringen-
den Betrages, wenn er sich aus mehreren Teil-
beträgen zusammensetzt , auch eine Aufgliede-
rung, und schließlich die Aufforderung zu ent-
halten, den Betrag binnen 14 Tagen nach der
Zustellung des Zahlungsauftrages grundsätzlich
auf das Postscheckkonto der Einbringungsstelle
(§ 219) einzuzahlen. Der Zahlungspflichtige ist
im Zahlungsauftrag darauf hinzuweisen, daß er
den Betrag nicht in Gerichtskostenmarken ent-
richten darf und daß Säumnis bei der Zahlung
die zwangsweise Eintreibung zur Folge hat . Der
Kostenbeamte hat den Zahlungsauftrag im
Durchschreibeverfahren dreifach (Abs. 2) aus-
zufertigen u n d zu unterschreiben; er ha t auch
den Rückschein des Briefumschlages für die Zu-

stellung an den Zahlungspflichtigen (GeoForm.
N r . 50 a) auszufüllen.

(2) Haften mehrere Zahlungspflichtige für
denselben Betrag zur ungeteilten Hand , so ist
für sie ein gemeinsamer Zahlungsauftrag zu
erlassen, in dem sie anzuführen u n d zur Zahlung
aufzufordern sind. Sie sind darauf hinzuweisen,
daß die Zahlung eines von ihnen auch die
anderen von ihrer Zahlungspflicht gegenüber
dem Bunde befreit. Der Zahlungsauftrag ist in
so vielen Ausfertigungen herzustellen, daß jedem
Zahlungspflichtigen eine zugestellt werden kann.
Beträge, für die nicht dieselben Zahlungspflich-
tigen zur ungeteilten H a n d haften, dürfen nicht
in den gemeinsamen Zahlungsauftrag aufge-
n o m m e n werden; wird deshalb für einen der
mehreren Zahlungspflichtigen noch ein beson-
derer Zahlungsauftrag erlassen, so darf dafür
keine weitere Einhebungsgebühr vorgeschrieben
werden; die Zahlungsaufträge für denselben
Zahlungspflichtigen sind in einem gemeinsamen
Briefumschlag zuzustellen.

(3) Ist ein Betrag für einen Dr i t t en einzubrin-
gen (§ 211 Abs. 1 Z. 2), so hat der Kostenbeamte
in den Ausfertigungen des Zahlungsauftrages, die
für die Einbringungsstelle u n d den Gerichtsakt
best immt sind, den Namen , den Beruf und die
Anschrift (die Bezeichnung und den Sitz) des
Empfangsberechtigten anzuführen. Dies gilt als
Auftrag an die Einbringungsstelle, den Betrag an
den Empfangsberechtigten zu überweisen. Ein
von diesem dem Gericht übermit te l ter Erlag-
schein für die Einzahlung des Betrages auf sein
Postscheckkonto ist mi t dem Zahlungsauftrag
der Einbringungsstelle zu übermit te ln.

(4) Auf den Ausfertigungen des Zahlungsauf-
trages, die für die Einbringungsstelle u n d den
Gerichtsakt best immt sind, hat der Kostenbeamte
anzugeben, was ihm über die Einkommens- und
Vermögensverhältnisse des Zahlungspflichtigen
bekannt ist und welche Gegenstände im Sinne
des § 5 des GEG. 1948 zurückbehalten wurden ."

Broda
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108. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 14. April 1961, betreffend
die Prüfung für den Dienstzweig „Verwal-
tungshilfsdienst in der Finanzverwaltung".

Auf Grund des § 6 Abs. 3 lit. a des Gehalts-
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr . 22/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr . 93/1959
wird im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler-
amt verordnet:

§ 1. (1) Die Prüfung für den Dienstzweig
„Verwaltungshilfsdienst in der Finanzverwal-
tung" der Dienstzweigeordnung, Anlage zur
Dienstzweigeverordnung, BGBl. Nr . 164/1948,
ist schriftlich und mündlich abzulegen. Die
schriftliche Prüfung hat der mündlichen voran-
zugehen.

(2) Bei der schriftlichen Prüfung sind folgende
Kenntnisse nachzuweisen:

a) Vorschriftsgerechte Bearbeitung eines Ge-
schäftsfalles aus dem Arbeitsbereich des
Verwaltungshilfsdienstes in der Finanzver-
waltung und einer Befundaufnahme, be-
treffend Schriften; für diese schriftliche
Prüfung ist dem Prüfungswerber ein Zeit-
raum von zwei Stunden zu gewähren.

b) Erstellung einer maschinschriftlichen Ab-
schrift von einer maschingeschriebenen
Vorlage mit 1350 Vollanschlägen in höch-
stens zehn Minuten; die Abschrift darf
nicht mehr als sechs Fehler enthalten.

c) Erstellung eines Klopfstreifens auf der
Rechenmaschine im Ausmaß von 250 Tipp-
posten (Additionen und Subtraktionen) in
neun Minuten und von 60 Einstellungen
(Multiplikationen und Divisionen) in
14 Minuten.

(3) Armbehinderten Bundesbediensteten kann
vom Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt für die
Erfordernisse des Abs. 2 lit. b und c die Nach-
sicht erteilt werden.

(4) Die schriftliche Prüfung ist unter der Auf-
sicht eines Beamten des höheren Finanzdienstes
oder des Bemessungs- und Kassendienstes abzu-
halten. Eine Unterbrechung der Prüfung ist nicht
gestattet. Die Benützung irgendwelcher Behelfe
sowie jeder Verkehr der Prüfungswerber unter-
einander, mit dem Aufsichtsbeamten oder mit
dritten Personen ist bei sonstiger Ungültigkeit
der schriftlichen Prüfung untersagt.

(5) Die mündliche Prüfung hat unter Bedacht-
nahme auf die praktische Tätigkeit des Prü-
fungswerbers folgende Gegenstände zu um-
fassen:

1. die Grundzüge des österreichischen Ver-
fassungsrechtes und der Aufbau und die Organi-
sation der österreichischen Behörden,

2. die wichtigsten Bestimmungen über die
Rechte und Pflichten der Bundesbediensteten,

3. die Grundzüge des Abgabenrechtes mit
besonderer Berücksichtigung der Stempelgebüh-
ren für Schriften,

4. die Grundzüge des Kassen- und Verrech-
nungswesens,

5. die Grundzüge der Abgabeneinbringung,
6. die Kanzleiordnung der Zentralstellen des

Bundes.
(6) Die mündliche Prüfung ist mit mehreren

Prüfungswerbern gleichzeitig, mit jedem jedoch
ungefähr eine halbe Stunde vorzunehmen.

§ 2. Zu dieser Prüfung sind Bedienstete des
Bundes zuzulassen, die durch Bestätigung ihrer
Dienstbehörde eine nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres zurückgelegte, mindestens einjährige
zufriedenstellende Dienstleistung im Verwal-
tungshilfsdienst in der Finanzverwaltung oder
in einer gleichzuwertenden Verwendung nach-
weisen und den Lehrgang für die Prüfung für
den Verwaltungshilfsdienst in der Finanzverwal-
tung an der Bundesfinanzschule besucht haben.

§ 3. (1) Die Prüfungskommission für die Prü-
fung für den Verwaltungshilfsdienst in der
Finanzverwaltung ist bei der Finanzlandes-
direktion für Wien, Niederösterreich und Bur-
genland zu errichten. Die Prüfungen sind von
Prüfungssenaten abzuhalten.

(2) Die Prüfungskommission ist unmittelbar
dem Bundesministerium für Finanzen unter-
stellt. Für die sachlichen Erfordernisse und für
die Besorgung der Kanzleigeschäfte hat die
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland aufzukommen.

§ 4. (1) Die Mitglieder der Prüfungskommis-
sion, die Beamte des höheren Finanzdienstes und
des Bemessungs- und Kassendienstes sein müssen,
werden vom Bundesminister für Finanzen für
die Dauer von fünf Kalenderjahren bestellt. Aus
ihrer Mitte bestellt der Bundesminister für
Finanzen für die gleiche Funktionsdauer den
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, die
Beamte des höheren Finanzdienstes sein müssen;
bei Ausscheiden von Mitgliedern oder im Falle
der Notwendigkeit einer Ergänzung der Prü-
fungskommission werden die neu zu bestellen-
den Mitglieder für den Rest der Funktionsdauer
bestellt.

(2) Jeder Prüfungssenat besteht aus dem Vor-
sitzenden oder einem Stellvertreter des Vor-
sitzenden der Prüfungskommission, der rechts-
kundig sein muß und zugleich Prüfender für die
im § 1 Abs. 5 Z. 1 und 2 genannten Gegenstände
ist, sowie aus zwei Prüfungskommissären, die
vom Vorsitzenden aus der Zahl der Mitglieder
der Prüfungskommission bestellt werden. Diese
beiden Prüfungskommissäre müssen Beamte des
Bemessungs- und Kassendienstes sein.



26. Stück — Ausgegeben am 28. April 1961 — Nr . 109 605

§ 5. (1) Die Zulassung zur Prüfung ist im
Dienstwege bei der Prüfungskommission schrift-
lich zu beantragen.

(2) Die Dienststelle hat den Antrag unter An-
schluß eines Auszuges aus dem Standesausweis
(Beurteilungsblatt), dem die Art und Dauer der
bisherigen Verwendung des Prüfungswerbers zu
entnehmen ist, unter Mitteilung des Ergebnisses
der letzten Gesamtbeurteilung (des Verwen-
dungserfolges bei Vertragsbediensteten) mit der
Bestätigung über die Erfüllung der im § 2 näher
bezeichneten Zulassungsbedingungen an die Prü-
fungskommission weiterzuleiten.

(3) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet
der Vorsitzende der Prüfungskommission, der
zugleich den Prüfungstag festsetzt. Bei der Zu-
weisung der Prüfungstage hat sich der Vor-
sitzende der Prüfungskommission an die Ord-
nung zu halten, in welcher die Prüfungswerber
um die Zulassung zur Prüfung angesucht haben.
Der Prüfungswerber hat keinen Anspruch, an
einem anderen Tag als dem festgesetzten Prü-
fungstag geprüft zu werden. Ein Tausch des
Prüfungstages zwischen zur Prüfung zugelasse-
nen Prüfungswerbern sowie der Eintrit t eines
zur Prüfung zugelassenen an Stelle eines zur
Prüfung nicht erschienenen Prüfungswerbers ist
nur mit Bewilligung des Vorsitzenden zulässig.

(4) Gegen die Verweigerung der Zulassung zur
Prüfung kann binnen zwei Wochen nach
Empfang . der Verständigung beim Bundesmini-
sterium für Finanzen Berufung erhoben werden,
die beim Vorsitzenden der Prüfungskommission
einzubringen ist.

§ 6. Das Ergebnis der schriftlichen Prüfung ist
nach Begutachtung der Arbeiten durch die Prü-
fungskommissäre, die für die Prüfung nach § 1
Abs. 2 und 5 bestellt sind, vom Prüfungssenat
festzustellen.

§ 7. Bei der mündlichen Prüfung, deren Ver-
lauf in einem Prüfungsprotokoll festzuhalten ist,
sind die Prüfungswerber aus den einzelnen
Gegenständen von den vom Vorsitzenden des
Prüfungssenates hiefür bestimmten Prüfungs-
kommissären (§ 4 Abs. 2) zu prüfen. Der Vor-

sitzende ist berechtigt, Fragen aus allen Prü-
fungsgegenständen zu stellen.

§ 8. (1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(2) Der Prüfungswerber kann vor Beginn der

mündlichen Prüfung dem Vorsitzenden zwei
Bundesbedienstete, die als Zuhörer zuzulassen
sind, namhaft machen.

(3) Der Prüfungssenat hat nach dem Ergebnis
der Prüfung zu beschließen, ob der Prüfungs-
werber die Prüfung mit „ausgezeichnetem",
„sehr gutem", „gutem" oder „ausreichendem"
Erfolg abgelegt oder ob er sie nicht bestanden
hat. Die Bestimmung des § 6 hat auch bei diesen
Beschlüssen zu gelten.

(4) Über die bestandene Prüfung ist dem
Prüfungswerber ein Zeugnis auszufertigen.

(5) Ha t der Prüfungswerber die Prüfung nicht
bestanden, so ist er von der Beschlußfassung des
Prüfungssenates (§ 8 Abs. 3) in Kenntnis zu
setzen. Hierüber ist ein Vermerk im Prüfungs-
protokoll vorzunehmen.

§ 9. Sofern diese Vorschrift nichts anderes
bestimmt, finden die „Allgemeinen Bestimmun-
gen über Dienstprüfungen" (Anlage 2 der
Dienstzweigeverordnung) Anwendung.

Klaus

1 0 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 25. April 1961 über die
Einziehung der Scheidemünzen zu 1 Schilling

aus Aluminium.

Gemäß § 5 des Scheidemünzengesetzes 1953,
BGBl. Nr. 64, werden die Scheidemünzen zu
1 Schilling aus Aluminium ab 2. Mai 1961 ein-
gezogen. Mit Ablauf des 30. Juni 1961 verlieren
diese Scheidemünzen ihre gesetzliche Zahlkraft.
Sie werden jedoch bis 31. Dezember 1961 bei
allen Kassen des Bundes und der übrigen Gebiets-
körperschaften sowie ihrer Betriebe und bei der
Oesterreichischen Nationalbank noch in Zahlung
genommen und umgewechselt.

Klaus
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